
Lohnen sich Fusionen? Das Amt für Gemeinden 
wird mit dieser Frage immer wieder konfron-
tiert. Wir können nur bedingt antworten, weil 
sich die Gemeinde vor der Fusion nicht mit der-
jenigen danach vergleichen lässt. Im Wir-
kungsbericht 2009 (B172) konnten wir aufzei-
gen, dass es den fusionierten Gemeinden in 
finanzieller Hinsicht besser geht: Steuerfüsse 
wurden gesenkt und Schulden abgebaut. 
Kosten- und Steuersenkungen sind nicht die 
alleinigen Ziele von Gemeindefusionen. In 
der Zwischenzeit haben wir versucht, in Ge-

sprächen herauszufinden, wie es um die 
Gemeinden nach einer Fusion qualitativ 
steht: Sind Identitäts- und Demokratieverlust 
eingetroffen? Betätigen sich die Menschen 
noch politisch und in den Vereinen? Konnten 
sich die Gemeinden weiterentwickeln?
Keine der befragten Personen stellte in Abre-
de, dass Fusionen auch schwierige Seiten 
haben. «Wir würden den Schritt noch ein-
mal wagen», war dennoch unisono zu hö-
ren. Fusionen bringen Dynamik, optimale 
Organisation, interessantere Arbeit, kreative 

Lösungen…Kurz: Die Strategie des Kantons 
scheint aufzugehen.

Judith Lauber, Leiterin Amt für Gemeinden

Was bringen Fusionen?
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«Ohne Fusion ginge es uns heute wohl 
schlechter», eine Aussage die in den Ge-
sprächen (siehe Kasten S. 2) mit acht Ge-
meindevertretern immer wieder gemacht 
worden ist. Der Grossteil der Bevölkerung ist 
laut den Aussagen der Gesprächspartner mit 
der Fusion zufrieden. In einigen Gemeinden 
ist die Fusion kein Thema mehr: «Wir gehö-
ren heute zusammen», sagt Wendelin Ho-
del, Gemeindeammann von Willisau. Er 
verweist insbesondere auch auf die Dyna-

mik, die die Fusion in seiner Gemeinde aus-
gelöst hat. Für den Dagmerseller Gemeinde-
präsidenten, Philipp Bucher, waren die 
Befürchtungen im Vorfeld der Fusion sehr viel 
grösser als die tatsächlichen Auswirkungen 
im Alltag: «Für die Bevölkerung hat sich 
kaum etwas verändert.» Einige Gemeinde-
präsidenten nehmen eine erhöhte Erwar-
tungshaltung in den kleineren Ortsteilen 
wahr und generell wurde festgestellt: «Gibt 
es irgendwo Probleme, dann werden sie 

Fusionen: Viele Vorteile und wenig Nachteile

Fusionsgemeinden im Kanton Luzern beurteilen den Zusammenschluss drei bis sechs Jahre später grundsätz-
lich positiv. Die grössten Gewinne sehen sie bei der Raumplanung, bei der Neuorganisation von Schule und Ver-
waltung und bei der Dynamik, die ein solcher Schritt auslöst. Sie würden ihn heute noch einmal machen.

rasch auf die Fusion abgeschoben.»

Viele Vorteile
Die Vorteile einer Fusion liegen laut Befra-
gung in erster Linie bei der Raumplanung 
und der Organisation von Schule und Ver-
waltung. Bei der Raumplanung kann nach 
der Fusion über ein grösseres Gebiet ge-
plant werden; Gewerbe und Wohnzonen 
werden dort angelegt, wo sie optimal lie-
gen. Die Verwaltungen werden neu organi-
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«Ohne Fusion ginge es uns heute wohl 
schlechter», eine Aussage die in den Ge-
sprächen (siehe Kasten S. 2) mit acht Ge-
meindevertretern immer wieder gemacht 
worden ist. Der Grossteil der Bevölkerung ist 
laut den Aussagen der Gesprächspartner mit 
der Fusion zufrieden. In einigen Gemeinden 
ist die Fusion kein Thema mehr: «Wir gehö-
ren heute zusammen», sagt Wendelin Ho-
del, Gemeindeammann von Willisau. Er 
verweist insbesondere auch auf die Dyna-
mik, die die Fusion in seiner Gemeinde aus-
gelöst hat. Für den Dagmerseller Gemeinde-
präsidenten, Philipp Bucher, waren die 
Befürchtungen im Vorfeld der Fusion sehr viel 
grösser als die tatsächlichen Auswirkungen 
im Alltag: «Für die Bevölkerung hat sich 
kaum etwas verändert.» Einige Gemeinde-
präsidenten nehmen eine erhöhte Erwar-
tungshaltung in den kleineren Ortsteilen 
wahr und generell wurde festgestellt: «Gibt 
es irgendwo Probleme, dann werden sie 
rasch auf die Fusion abgeschoben.»

Viele Vorteile
Die Vorteile einer Fusion liegen laut Befra-
gung in erster Linie bei der Raumplanung 
und der Organisation von Schule und Ver-

waltung. Bei der Raumplanung kann nach 
der Fusion über ein grösseres Gebiet ge-
plant werden; Gewerbe und Wohnzonen 
werden dort angelegt, wo sie optimal lie-
gen. Die Verwaltungen werden neu organi-
siert. Zwar ist die Arbeit nach einer Fusion 
für die Mitarbeitenden und den Gemeinde-
rat umfangreicher, aber auch interessanter 
und durch die Neuorganisation effizienter. 

Kaum Nachteile
Nachteile einer Fusion wurden in den acht 
Gesprächen kaum erwähnt. Wenn doch, 
dann sind sie gemeindespezifisch und nicht 
zwingend auf die Fusion zurückzuführen. So 
kann sich eine Gemeinde bevölkerungsmäs-
sig nicht weiterentwickeln, weil kein Bau-
land zum Verkauf steht. Der hohe Ausländer-
anteil macht zu schaffen. Synergien zu 
nutzen ist schwierig, weil sich die Bevölke-
rung gegen Veränderungen wehrt. Gibt es 
z. B. genügend Schulraum in der Zentrums-
gemeinde, dann ist die Schliessung einer 
Schule auch nach Jahren ein grosses Prob-
lem und stellt die Gemeinderäte vor unange-
nehme Entscheidungen. Die demokratische 
Verankerung in den Gemeinden ist unter-
schiedlich stark.

Unterschiedliche Entwicklungen
Die Raumplanung ist das grosse Plus der Fu-
sion, darin sind sich die Befragten einig. Die 
Gemeinden entwickeln sich aber unter-
schiedlich. Liegen die Gemeinden verkehrs-
technisch gut, dann ist die Bevölkerungsent-
wicklung in der neuen Gemeinde quasi 
vorprogrammiert. Liegen sie an weniger 
günstigen Verkehrslagen, dann ist die Ent-
wicklung – selbst mit einem tiefen Steuerfuss 
– nicht zwingend positiv. Für einzelne Zent-
rumsgemeinden ist der Nutzen der Fusion 
bereits heute ablesbar. Für andere Gemein-
den ist das Tempo langsamer, und die Ge-
meindepräsidenten sehen den Nutzen der 
Fusion auch heute längerfristig.  

Politikleben
3 bis 6 Jahre nach der Fusion nehmen an 
der Gemeindeversammlung Stimmbürgerin-
nen und -bürger aus allen Ortsteilen der fusi-
onierten Gemeinde teil: Insgesamt stammen 
aus den Ortsteilen aber weniger Stimmbe-
rechtigte als die Summe der Teilnehmenden 
vor der Fusion. Die politischen Ämter waren 
in den kleinen Gemeinden schon vor der Fu-
sion schwierig zu besetzen. Diese Schwie-
rigkeit bleibt in der fusionierten Gemeinde 
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bestehen: Aus den neuen Ortsteilen stehen 
wenige Personen für politische Ämter zur 
Verfügung, und das Parteileben wird in den 
Gemeinden unterschiedlich wahrgenom-
men: In einigen Gemeinden hat sich ein neu-
es und intensives Parteileben entwickelt; in 
anderen haben sich vor allem die kleineren 
Ortsteile aus der Parteiarbeit abgemeldet. 

Die finanzielle Situation
Die finanziellen Einschätzungen vor der Fusi-
on haben sich in den meisten Gemeinden 
bestätigt. Alle Gemeindeverantwortlichen 
weisen aber darauf hin, dass die finanzielle 
Situation vor der Fusion mit der heutigen 

nicht vergleichbar ist: Mit den Steuergesetz-
revisionen und der Pflegefinanzierung ha-
ben sich viele Faktoren – unabhängig von 
einer Fusion – verändert. Im Moment noch 
profitieren die fusionierten Gemeinden von 
den Geldern aus dem Besitzstand im Finanz-
ausgleich. Die Gemeinden beschäftigen 
sich mit der Aufgabe, Lösungen für die Zeit 
zu finden, wenn diese Gelder auslaufen. 

Richtig entschieden
Die befragten Gemeindeverantwortlichen 
beurteilen die Fusion rückblickend vor allem 
für die neuen Ortsteile als Gewinn. Nach ih-
ren Aussagen sind die dazu gekommenen 

Aufgaben für die Zentrumsgemeinde gross 
und bisweilen eine Herausforderung. Nichts-
destotrotz erachten sie den Fusionsentscheid 
nach wie vor als richtig. Sie sind überzeugt 
von der Fusion als Zukunftsprojekt, das zum 
Wohle der Bewohnerinnen und Bewohner 
angelegt ist. 

Gespräch mit acht Gemeinden

Das Amt für Gemeinden hat im August 

2011 mit sieben Gemeindepräsidenten und 

einem Gemeindeammann von Fusionsge-

meinden je ein Gespräch geführt. Ziel war 

es, in Erfahrung zu bringen, wie es diesen 

acht Gemeinden 3 bis 6 Jahre nach der Fu-

sion geht. In allen Gesprächen wurden die-

selben Fragen gestellt zu den Themen: Ver-

waltung, Behörde, Schule, Raum- und 

Siedlungsentwicklung, Politik/Demokratie, 

finanzielle Einschätzung, Zufriedenheit der 

Bevölkerung, Zukunftsprognosen, positive/

negative Auswirkungen der Fusion. Die be-

fragten Gemeinden standen zum Zeitpunkt 

des Gesprächs in keiner Fusionsabklärung. 

Die Gesprächspartner waren die Gemeinde-

präsidien aus Dagmersellen, Ettiswil, Hitz-

kirch, Hohenrain, Reiden, Römerswil, Trien-

gen und der Stadtammann aus Willisau.

Gemeindefusionen bedingen 
eine intensive Auseinander­
setzung durch die Bevölkerung.
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Wie haben Sie die Diskussion erlebt?
Patricia Dormann: Es fällt auf, dass die bür-
gerlichen Parteien den Gemeinden insge-
samt eine noch stärkere Stellung einräumen 
wollten. Die Grünen und die SP befürchte-
ten, dass dadurch das Ziel der Revision, die 
Professionalisierung, gefährdet werde. Die 
Grünen kritisierten deshalb die Aufgabenzu-
teilung an die Gemeinden und stellten im 
Kantonsrat den Antrag auf Zuteilung der Auf-
gabe K-ESR an den Kanton. Dieser Antrag 
wurde jedoch abgelehnt.

Das K-ESR bleibt demnach eine Gemein-
deaufgabe. Aber die Gemeinden wollen 
mehr Einfluss bei der Umsetzung.
Bereits in den Vordiskussionen war die ange-
strebte Grösse von 50 000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern pro Kreis immer wieder ein 
Thema. Der Festlegung einer Mindestgrösse 
widersetzten sich nun auch die Kantonsrätin-
nen und -räte. Sie haben entschieden, die 
Kreisbildung ganz in die Kompetenz der Ge-
meinden zu legen.

Die Gemeinden befürchteten auch eine 
Verjustizisierung der Behörde. 
Auch hier hat der Kantonsrat eine Weiche 
gestellt. Kommission und Kantonsrat spra-
chen sich mehrheitlich dafür aus, dass auch 
Personen mit mehrjähriger Berufserfahrung 
im Vormundschaftsrecht als Behördenmitglie-
der zuzulassen sind. 

Eine Abweichung gegenüber der Vorstel-
lung des Bundes und des Regierungsra-
tes?
Eigentlich nicht. Der Regierungsrat hatte in 
der Botschaft die Vorstellung formuliert, dass 
die heute beschäftigten Personen im Vor-
mundschaftswesen grundsätzlich bleiben 
sollen. Auch die Botschaft des Bundes sieht 
vor, dass der geforderte Sachverstand auch 
durch Weiterbildung und Praxis erworben 
werden kann.  

Die Gemeinden monierten den fehlenden 
Einbezug ins zukünftige Verfahren beim 
K-ESR. Auch ein Thema im Kantonsrat?
Bereits die Kommission Justiz und Sicherheit 
wollte, dass die Wohnsitzgemeinde über 
die Eröffnung eines Verfahrens informiert 
wird und die vorhandenen Akten der Ge-
meinde im Verfahren Verwendung finden. 
Dem ist der Kantonsrat gefolgt.

Heisst das, dass die Gemeinden Aktenein-
sicht erhalten?
Nein, eine Akteneinsicht für die Gemeinden 
ist aus rechtlichen Gründen nicht möglich. 
Laut Kantonsratsbeschluss informiert die Be-
hörde die Gemeinden, dass ein Verfahren 
eröffnet wurde und bittet um die vorhande-
nen Akten. In komplexen Situationen kann 
die Behörde die Gemeinde zu einer Stel-
lungnahme einladen.  

Die Revision zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (K-ESR) war An-
fang November zur ersten Beratung im Kantonsrat. Patricia Dormann, 
Gesetzesredaktorin beim Justiz- und Sicherheitsdepartement, hat die 
Debatte verfolgt.

K-ESR  
Die Gemeinden wollen mehr Einfluss

Patricia Dormann
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